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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 6 KA 33/03 B 

 

 

 
......................................................................, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 

 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Nord-Württemberg, 
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Juli 2003 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n   sowie die Richter   Dr.  W e n n e r  

und   Dr.  C l e m e n s 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 5. Februar 2003 wird verworfen. 

 

Der Kläger hat die außergerichtlichen Kosten der Beklagten auch für das Beschwerde-

verfahren zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulässig. Ihre Begründung 

entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. 

 

Der Kläger macht den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung iS des § 160 

Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) geltend. Er trägt dazu vor: "Die grundsätzliche 

Bedeutung der Angelegenheit folgt bereits daraus, dass mit Ausnahme der (beklagten) 

KV Nordwürttemberg in allen anderen KVn, soweit dem Beschwerdeführer bekannt, ope-

rative Leistungen ebenso wie gynäkologische und zytologische Voruntersuchungen bei 

Fremdkassen immer als Einzelleistungen vergütet werden und deshalb nicht der Budge-

tierung unterliegen. Dies führt zu einer eklatanten Ungleichbehandlung des Beschwerde-

führers und anderer betroffener Vertragsärzte im Bereich der KV Nordwürttemberg 

gegenüber den Fachkollegen in anderen KV-Bereichen". Damit wird den aus § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Darlegungsanforderungen hinsichtlich des geltend 

gemachten Zulassungsgrundes nicht entsprochen. 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung begehrt, muss eine 

Rechtsfrage in eigener Formulierung klar bezeichnen und darlegen, weshalb diese 

Rechtsfrage in dem angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig (entscheidungser-

heblich), klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist. Dem wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Sie bezeichnet schon keine Rechtsfrage, die 

der Senat daraufhin überprüfen könnte, ob darüber in einem Revisionsverfahren ent-

schieden werden könnte bzw müsste. Der Hinweis auf den Umstand, dass nach den - im 

Übrigen nicht näher belegten - Ausführungen des Klägers in anderen KÄV-Bezirken 

andere Regelungen der Honorarverteilung hinsichtlich der sogenannten "freien" Leistun-

gen, also derjenigen Leistungen gelten, die nicht in den verschiedenen Praxisbudgets 

erfasst sind, ersetzt die Bezeichnung einer konkreten Rechtsfrage nicht. 

 

Wenn die Beschwerdebegründung dahin gewürdigt wird, dass als Frage von rechtsgrund-

sätzlicher Bedeutung gerügt werden soll, ob die Regelung im Honorarverteilungsmaßstab 

(HVM) der Beklagten hinsichtlich der Fallpunktzahl für die "freien" Leistungen im streitbe-

fangenen Quartal IV/1999 mit höherrangigem Recht vereinbar ist, ist jedenfalls die Klä-

rungsbedürftigkeit dieser Rechtsfrage nicht näher dargelegt. Das Berufungsgericht hat 

zutreffend darauf hingewiesen, dass sich der Senat in seinem Urteil vom 11. September 

2002 - B 6 KA 30/01 R - (SozR 3-2500 § 85 Nr 48) mit dem hier entscheidungserheb-

lichen HVM der beklagten KÄV Nordwürttemberg auseinander gesetzt und grundsätzlich 

die Einbeziehung von Kinder-Früherkennungsuntersuchungen in den (begrenzten) Hono-

rartopf für freie Leistungen für rechtmäßig erklärt hat. Obwohl hier nicht die kinderärzt-

lichen Früherkennungsuntersuchungen, sondern gynäkologische und zytologische Vor-

untersuchungen betroffen sind, hätte sich die Beschwerdebegründung unter dem 
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Gesichtspunkt der Klärungsbedürftigkeit mit den Ausführungen in diesem Senatsurteil 

auseinander setzen und näher darlegen müssen, weshalb insoweit eine andere Beurtei-

lung angezeigt sein könnte. Das ist nicht geschehen. Im Übrigen lässt die Beschwerde-

begründung nicht erkennen, weshalb die Anwendung eines nur im Bezirk der beklagten 

KÄV geltenden und deshalb nach § 162 SGG grundsätzlich nicht revisiblen HVM über den 

Einzelfall hinaus von Bedeutung ist. 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 Absätze 1 und 

4 SGG in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung 

(vgl Senatsurteil vom 30. Januar 2002 - B 6 KA 12/01 R - SozR 3-2500 § 116 Nr 24 

S 115 ff). 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

